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Zur Frage der Codification insbeſondere des öffent- 
lichen Rechts. 
Von Dr. Rudolf Korb in Prog. 
IV. 


Haben wir in dem Vorſtehenden den Gegenſtand der Codifi— 
cation, ſowie die Frage beurtheilt, ob Eine oder mehrere Rechts— 
fammlungen zu beſtehen haben, und find wir zu dem Reſuttate 
gelangt, daß den Gegenſtand der Codification das geſammte poſi— 
tive Recht zu bilden habe und daß zu dem Zwecke der Codification 
nur Eine Sammlung und nur eine einzige Inſtitution zu errichten 
ſei, ſo übergehen wir nunmehr zu dem Inhalte der Sammlung. 

Den Juhalt der Sammlung bilden nach dem Verfaſſer Rege— 
ften in Zettelform, dieſe Regeſten beſtehen in Auszügen und Ab⸗ 
ſchriften Desjenigen, was Gegenſtand der Sammlung iſt. Die nähere 
Ausführung über den Inhalt der Sammlung iſt enthalten auf Seite 
34 und den folgenden Seiten. 

Die Frage nach dem Inhalte der Sammlung iſt eng verknüpft 


Aber über dieſen engeren, wir möchten jagen römiſch-rechtlichen 
Begriff der Cod fication hinaus, gibt es denn doch noch eine Codi— 
fication, welche uns nicht nur erreichbar, ſondern auch wunſchenswerth 
erſcheint *). 

Dies vorausgeſchickt, kann die zu errichtende Inſtitution einen 
doppelten Charakter haben; entweder liegt in derſelben das geſammte 
zu ſammelnde Rechtsmaterial im Wortlaute der bindenden Norm vor, 
oder aber es iſt dies nicht der Fall, und die Inſtitution hat nur den 
Zweck, das an anderen Orten vorhandene Rechtsmaterial aufzuſchließen 
und zugänglich zu machen. Auch in dem zweiten Falle kann ein 
größerer oder geringerer Theil des Rechtsmateriales vorliegen, dies 
iſt aber ohne principielle Bedeutung, da der erſte, principiell ver— 
ſchiedene Fall erſt dann eintritt, wenn das geſammte Material 
vorliegt. 

In dem zweiten Falle kann nach unſerer Anſicht von einer 
Codification keine Rede ſein. In dieſem Falle hätte die Inſtitution 
nur die allerdings auch dankenswerthe Aufgabe eines Schlüſſels, eines 
Index des Rechtsmateriales, gewiſſermaßen eines legiſtiſchen Aus— 
kunftsbureaus. 

Im erſteren Falle dagegen, wenn das geſammte Rechtsmaterial 
in dem Wortlaute der bindenden Norm, in einer gleichartigen Form, 
nämlich in der Form loſer Blätter, von Zetteln, vorliegt, dann kann 
allerdings unſerer Meinung nach mit vollem Fuge von einer Codifi— 
cation geſprochen werden, dann bildet die Geſammtheit dieſer in 
Einem Raume vereinten Blätter einen Rechtscodexr, dem zu feiner 
vollen Wirkſamkeit als ſolchem nur zweierlei fehlen würde, erſtens, 
daß das nicht mehr in Geltung ſtehende Recht, in demſelben erſicht— 
lich gemacht, und zweitens, daß ſein Inhalt als mit dem Inhalte der 
zu Grunde liegenden Rechtsquellen übereinſtimmend zum Zwecke der 
Rechtsanwendung öffentlich beglaubigt würde. Läge einmal ein ſolcher 
Rechtscoder vor, dann unterläge auch die von der Leitung der Rechts— 
ſammlung autoriſirte Vervielfältigung einzelner Theile desſelben im 
Wege des Druckes oder auf andere Weiſe insbeſondere zum Ge- 


mit der Frage der Codification überhaupt. In dieſer Richtung brauche der rechtsanwendenden Organe keinem Anſtande. 


führt daher auch der Verfaſſer auf Seite 35 den Ausſpruch v. Steins 
an, daß für die innere Verwaltung eine Codification des beſtehenden 
Verwaltungsrechtes nicht erreichbar ſei, und der Verfaſſer ſtimmt 
dieſem Ausſpruche offenbar auch zu. Wir glauben aber, daß v. Stein 
mit dieſem Ausſpruche nur an jene Codification gedacht hat, welche 
darin beſteht, daß das beſtehende Recht erſt geſammelt (nach Umſtän⸗ 
den auch modificirt) und ſodann die Rechtsſammlung, der Codex mit 
Geſetzeskraft ausgeſtattet wird. In dieſem Sinne ſtreben auch 
wir keine Codification des öffentlichen Rechtes an. | 


Dann wäre es aber auch eine unbedingte Nothwendigkeit, daß 
— wie wir dies bereits oben bemerkt haben — den Inhalt dieſes 


) Aber ſelbft das juſtinianiſche corpus juris eivilis hatte nicht als ein 
Ganzes Geſetzeskraft. Dieſe hatten als Codificatlonen 3 Beſtandtheile des 
felben, nämlich die Inſtitutionen, die Pandekten und der codex eonstitutio- 
num Justinianeus, von denen aber jeder einzeln und zu verſchiedenen 
Zeitpunkten (wenn auch im ſelben Jahre) mit Geſetzeskraft publicirt wurde. 
Der 4. Beſtandtheil dagegen, die novellae constitutiones hatten als Ganzes 
keine Geſetzes kraft. 


Codex nur Dasjenige bilden dürfte, was unbedingt verbindlicher Rechts⸗ 
ſatz iſt, während alles übrige, was außerdem in die Sammlung und 
in die Zwecke der Inſtitution einzubeziehen ift, von dem eigentlichen 
Kern, dem in Form von Zetteln vorliegenden Rechtscoder ſcharf zu 
trennen wäre. 

Daß wir entſchieden für die Form der Codification in dem 
eben bezeichneten Sinne eintreten, und die Form eines Orts- und 
Nachſchlagerepertoriums für das beſtehende Rechtsmaterial perhorresciren, 
brauchten wir nach dem ganzen bisherigen Tenor dieſer Beſprechung 
gar nicht mehr ausdrücklich zu erwähnen. Nur das Erſtere ſcheint 
uns jene große Inſtitution zu ſein, deren Durchführung des Schweißes 
der Trefflichen wertb iſt. 

Der Verfaſſer der Broſchüre ſpricht ſich über dieſen Punkt 
nicht klar aus; zunächſt ſpricht er von Abſchriften und Auszügen, 
hierauf ſkizzirt er auf Seite 35 unten den Inhalt der Regeſten in 
einer Weile, als follte die Sammlung nur zum Zwecke der vollftän- 
digen Orientirung auf dem Rechtsgebiete beſtehen, welches den Ge— 
genftand desſelben bildet, und nicht das geſammte Rechtsmaterial 
ſelbſt enthalten, und endlich ſcheint wieder aus den angeführten Bei⸗ 
ſpielen hervorzugehen, daß ſie dieſes Material denn doch vollſtändig 
enthalten ſoll, und zwar den einen Theil, wie Geſetze, im Druck, den 
anderen Theil in Abſchriften. Der in Druck in der Sammlung ohne— 
hin vorhandene Theil würde hiernach in die Regeſten nur als In— 
haltsbezeichnung, daher im Auszuge, nicht in Abſchrift aufgenommen 
werden. Dieſe letztere Annahme wird jedoch wieder durch die auf 
Seite 38 enthaltene Bemerkung zerſtört, daß der aus den Acten ent— 
nommene Text auf die Zettel wortgetreu oder nach Zulaß auszugs— 
weiſe aufgetragen werden ſoll. 

Dieſe Unklarbeit über einen Punkt der in Rede ſtehenden In— 
ſtitution, der vielleicht als der principiell wichtigſte bezeichnet werden 
kann, nimmt uns wunder. 

Mit der Frage nach dem Juhalte der Sammlung fteht die 
Frage nach der Ordnung derſelben im engſten Zuſammenhange. 
Denn iſt der Juhalt der Sammlung nichts anderes als ein Reper— 
torium lein Schlüſſel) für das an anderen Orten befindliche Rechts— 
material, ſo wird ſich die Ordnung derſelben weſentlich anders geſtalten, 
als wenn die Sammlung das geſammte Rechtsmaterial ſelbſt enthält. 

Zunächſt ſtimmen wir darin mit dem Verfaſſer vollkommen 
überein, daß in der Sammlung ein Syſtem, eine ſyſtematiſche 
Ordnung zu beſtehen habe. Aus dem Umſtande aber, daß der Ver— 
faſſer proponirt, daß das geſammte Regeſtenmaterial der Sammlung 
ſelbſt in ſyſtematiſcher Ordnung (richtiger in einer combinirten alpha⸗ 
betiſch-ſyſtematiſchen Ordnung) zu liegen habe, ſcheint die oben er— 
wähnte Unklarheit wieder in der Richtung erhellt zu werden, daß nach 
Abſicht des Verfaſſers die Regeſtenſammlung nichts anderes als ein 
Repertorium für das Rechtsmaterial, das den Gegenſtand, aber nicht 
den Jahalt derſelben bildet, ſein ſoll. Wenn in der That die Samm— 
lung nichts anderes iſt, dann haben auch wir gegen die räumliche 
Reihung des Materiales derſelben nach ſyſtematiſcher Ordnung nichts 
einzuwenden. 

Wenn aber, wie wir dies zu vertreten uns gezwungen ſehen, 
die Inſtitution das geſammte Rechtsmaterial in wortgetreuer Ab⸗ 
ſchrift der bindenden Norm enthält, dann iſt es nach unſerer Meinung 
geboten, für dieſes in der Sammlung vorhandene Rechtsmaterial die 
chronologiſche Ordnung zu wählen, und die ſyſtematiſche Ordnung 
in ein auf Grundlage des vollſtändig bereits in Zettelform verliegen- 
den Rechtsmateriales verfaßtes Sachrepertorium zu verlegen, ſo 
daß neben dem Rechtsmateriale in Abſchriften, auch noch der Schlüſſel 
dazu in einem ebenfalls in Zettelform zu verfaſſenden 
ſyſtematiſchen Sachrepertorium in der Sammlung vor— 
handen iſt. 

Die chronologiſche Ordnung ſcheint uns für das Grundmaterial 
der Sammlung, welches das Original, deſſen Abſchrift es iſt, ver— 
treten und nahezu ſelbſt zur Rechtsquelle werden ſoll, geradezu eine 
Nothwendigkeit; denn ſie allein trägt die Gewähr für alle Zeiten 
beſtehender Richtigkeit in ſich. Sie allein gibt die Beruhi⸗ 
gung, nichts in der Sammlung Vorhandenes zu überſehen und außer 
Evidenz gelangen zu laſſen. Hiezu kommt, daß es uns entgegen der 
Behauptung des Verfaſſers, es werde kaum vorkommen, insbeſondere 
für die Zwecke der Wiſſenſchaft, ſeine größte Bedentung zu haben 
ſcheint, das Recht einer beſtimmten Zeitperiode als Ganzes kennen zu 
lernen. Ferner iſt das Datum in allen Fällen der ſicherſte, in manchen 
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Fällen der alleinige Anhaltspunkt, um eine Norm auffinden zu können. 
Dies kann uns Jeder bezeugen, der es mit der Anwendung des⸗ 
Rechtes zu thun hat. Endlich ſchließt dieſe Ordnung die Nothwendig⸗ 
keit aus, daß irgend etwas von jenem Grundmateriale der Sammlung 
doppelt oder mehrfach in derſelben vorhanden ſei. Die ſyſtematiſche 
Ordnung dagegen iſt etwas wechſelndes; denn wiſſenſchaftliche Syſteme 
wechſeln im Laufe der Zeiten, nicht nur ſind ſie das ſubjective Eigen⸗ 
thum Einer Zeit, ſondern es wird auch keines derſelben, ſelbſt in der— 
ſelben Zeitperiode als ausſchließlich obj etiv richtig allgemein aner— 
kannt ſein. 

Die übrigen daraus entſpringenden Mißſtände, daß die ſyſtema⸗ 
tiſche Ordnung allein zu Grunde gelegt wird, ergeben ſich aus den 
oben angeführten Vortheilen der chronologiſchen Ordnung von ſelbſt. 
Andererſeits it eine ſyſtematiſche Ordnung des Rechtsſtoffes eine Noth— 
wendigkeit; und wir glauben in dem von uns dargeſtellten Nebenein— 
anderbeſtehen beider die Vortheile beider verbunden zu ſehen. 

Das in vollſtändigen Abſchriften vorhandene Rechtsmaterial, 
ſeiner Natur nach ſchwer beweg'ich, ruht unverändert für alle Zu— 


kunft in der ſtabilen chronologiſchen Ordnung in der Sammlung; die 


in bloßen Inhaltsbezeichnungen beſtehenden Auszüge dagegen, 
welche das ſyſtematiſche Repertorium bilden, ſind ihrer Natur nach 
leicht beweglich; jede Aenderung des Syſtems iſt durch fie leicht er— 
möglicht; ihre leichte Vervielfältigung macht es möglich, alle jene Be— 
ſtimmungen, welche nach verſchiedenen Geſichtspunkten unter verſchie— 
dene Abthelungen des Syſtems gehören, in jede derſelben aufe 
zunehmen. 

Was die ſyſtematiſche Ordnung betrifft, welche nach dem Ver— 
faſſer der Sammlung zu Grunde zu liegen hat und nach welcher 
das Regeſtenmateriale zu reihen iſt, ſo combinirt der Verfaſſer die— 
ſelbe mit einer alphabetiſchen Ordnung in der Art, daß zunächſt 
ein Syſtem für den ganzen Rechtsſtoff entworfen, ſodann aber das 
Materiale nicht von vornherein nach dieſem Syſteme gereiht wird. 
ſondern die einzelnen, homogene Gegenſtände enthaltenden Unterab— 
theilungen dieſes Syſtemes, beziehungsweiſe je die Geſammtheit der be— 
treffenden Regeſtenzettel alphabetiſch aneinander gereiht werden. Erſt 
innerhalb dieſer Unterabtheilungen beginnt die ſachlich ſyſtematiſche 
Reihung der Regeſtenzettel. So wenigſtens verſtehen wir die auf 
Seite 39 gegebene Ausführung des Verfaſſers. Mit dieſer Ver⸗ 
quickung der ſachlich ſyſtematiſchen Ordnung mit der alphabetiſchen 
können wir uns nicht befreunden. Die erftere iſt ſtreng wiſſenſchaft⸗ 
lich, die letztere dagegen dient lediglich einer leichteren Brauchbarkeit, 
daher einem prakriſchen Zwecke, den wir keinesfalls unterſchätzen, der 
aber mit der ftreng ſyſtematiſchen Ordnung nicht confundirt werden 
darf. Alſo Eines oder das Andere. Hier würde die Frage entſtehen, 
wo beginnt und hört das Alphabet auf, und wo beginnt und hört 
das Syſtem auf, d. h. wann iſt eine Unterabtheilung geeignet, als 
ſyſtematiſch weiter untergetheiltes Ganze im Alphabet aufzutreten? 
Wir ſind hingegen dafür, daß das Zettelrepertorium für das 
chrono'ogiſch gelagerte Material nach einem ſtreng wiſſenſchaftlichen 
Syſteme gereiht werde, und dadurch ſchon die Lage der Zettel mit 
dem Syſteme aus Einem Guſſe ſei. 

Iſt einmal die Inſtitution ſicher begründet und liegt nicht nur 
das geſammte Rechtsmaterial und das ſachlich ſyſtematiſche Repertorium 
vor, dann wird das Rechtsbureau auch Muße und Gelegenheit finden, 
aus dem letzteren zur größeren Bequemlichkeit ein alphabetiſches Re- 
pertorium anzufertigen, auch dieſes in Zettelform und keines von 
beiden als Catalog. 

Aber bereits mit einem von juriſtiſch wie praktiſch umfaſſend 
gebildeten Männern unter Einer Leitung verfaßten Sachrepertorium 
im Gegenſatze zu cinem alphabetiſchen Repertorium iſt die volle Zu⸗ 
gänglichkeit der Sammlung umſomehr geſichert, als bei allen Beamten 
der Inſtitution die genaue Kenntniß des Syſtemes Vorausſetzung. 
ihrer Stellung ſein muß. 5 

Auf den Umſtand, den der Verfaſſer für ſeine Ordnung anführt, 
daß es nämlich dann keines weiteren Evidenzinſtrumentes bedarf, 
glauben wir keinen großen Werth legen zu müſſen, denn gegenüber 
der Rieſenarbeit der Herbeiſchaffung des Materiales ſcheinen uns alle 
übrigen der organiſirten Inſtitution zufallenden Aufgaben der Be— 
arbeitung desſelben nach verſchiedenen Seiten hin gering und in ver— 
hältnißmäßig kurzer Zeit lösbar. 

Der Raum verbictet es uns, die nähere Geſtaltung des Zettel— 
repertoriums auszuführen. 


Endlich iſt vor den Grundzügen der Organiſation der in Rede 
ſtehenden Inſtitution noch die Thätigkeit zur Schaffung der In⸗ 
ſtitution ins Auge zu faſſen. Die Gründe, welche der Verfaſſer 
Seite 42 und folgende dafür anführt, daß zuerſt ein Materialiſirungs⸗ 
plan entworfen werde und ſonach allſogleich jedes gewonnene Regeſt 
an geeigneten Stellen in demſelben eingereiht werden ſoll, haben 
uns nicht überzeugt. Wir ſind vielmehr der Anſicht, daß mit der 
Syſtemiſirung erſt dann begonnen werden kann, wenn das geſammte 
Material im Großen und Ganzen — abgeſehen von unvermeidlichen, 
erſt nach und nach zu ſanirenden Unvollſtändigkeiten — abge 
ſchlhoſſen vorliegt. 

Hiefür ſpricht zunächſt, daß die Functionen des Sammelns 
und des Syſtemiſirens grundverſchieden find, und daher ſchon deßhalb 
nicht vereint werden ſollen. 

Mit dem vom Verfaſſer vorgeſchlagenen Wege geht nicht nur 
die Ueberſicht über das Materiale verloren, woraus die größten Ver— 
wirrungen in der Syſtemiſirung entſtehen können, ſondern es iſt 
auch nicht ausgeſchloſſen, daß zahlloſe Beſtimmungen doppelt und 
mehrfach in die Sammlung aufgenommen werden. Hiebei iſt auch 
die Controle für die Vollſtändigk it des Materiales erſchwert. Dann 
ſcheint es uns, kurz geſagt, eine totale Unmöglichkeit zu ſein, einen 
entſprechenden Syſtemiſirungsplan zu entwerfen, bevor man nicht das 
ganze Material keunt und daher vor ſich hat. Einige Schlagworte 
wird man wohl zuſammenbringen, aber wer das Material in feinem 
coloſſalen Umfauge, in der Fülle ſeiner Detailbeſtimmungen kennt, 
muß uns beiſtimmen. Es würde ſich unvermeidlich die Nothwendigkeit 
herausſtellen, mit dem Anwachſen des Regeſtenmateriales immer wieder 
neue weſentliche Aenderungen des Syſtems vorzunehmen, und die 
bisher gethane Arbeit in größerem oder geringerem Umfange immer 
wieder zu zerſtören, oder aber neuen nicht einfügbaren Beſtimmungen 
Zwang anzuthun. Doch das läßt ſich ſchwer anſchaulich machen, da⸗ 
gegen ſind wir der Ueberzeugung daß dieſe Methode, einmal in An⸗ 
griff genommen, wegen der praktiſchen Unzukömmlichkeiten wieder auf— 
gegeben werden müßte. 

Der Vortheil, daß dadurch die Inſtitution ſofort benützbar 
würde, ſcheint uns ein geringer, denn für die ſtückwerkartige 
Kenntniß des Rechtes gibt es auch heute ſchon zahlreiche Hilfsmittel. 
Die Methode des Verfaſſers wird zweifelsohne die endgiltige Be— 
endigung des Werkes aus den dargeſtellten Gründen bedeutend 
verzögern, ja eine befriedigende Vollendung in Frage ſtellen und es 
iſt daher nach unſerem Erachten beſſer, ein, zwei, vielleicht drei Jahre 
noch zu warten, und dann ein vollendetes Werk vor ſich zu haben, 
als ſofort ein Stückwerk zu befigen, und dadurch die Vollendung des 
Werkes nicht nur zu rerzögern, ſondern ſogar in Frage zu ſtellen. 

Schließlich muß auf dieſem Gebiete auch noch der Propoſition 
entgegengetreten werden, daß die Hebung des in den Acten ruhenden 
Stoffes in den Pflichtenkreis der Regiſtraturen, Archive und Biblio— 
theken verpflanzt werde. Wir halten dieſe Organe für dieſe Arbeit 
nicht qualificirt, weder qualificirt nach den eigenthümlichen Zwecken 
dieſer Inſtitute in ihrem ſelbſtſtändigen Beſtan de, noch 
qualificirt nach der ſactiſchen Beſchaffenheit dieſer Organe. Für dieſe 
Behauptung dient uns ja der Verfaſſer ſelbſt als Beweis, der in 
feinem Fache, die vorliegende Schrift laßt keinen Zweifel daran, 
ein ſtrebender, wiſſenſchaftlich gebildeter Mann iſt, und dem wir doch 
eben zweimal ein Ueberſehen nachweiſen mußten, woraus hervorging, 
daß er über den Gegenſtand der Codification nicht zur ſcharf 
juriſtiſchen Klarheit gelangt iſt, und der auch in der Beſtimmung 
des Inhaltes der Regeſten unklar geblieben iſt 

Dieſe Frage iſt aber, wie wir ſehen werden, für den bis zur 
er vorliegenden Rechtsſtoff von geringerer praktiſchen Wich— 
tigkeit. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Wählbarkeit eines Volksſchullehrers in den Gemeindevorſtand. 
Volksſchullehrer find öffentliche Functionare einer befonderen 
Kategorie. 


Bei der Marktgemeinde T. im politiſchen Bezirke gleichen Na- 
mens im Herzogthume Salzburg wurde, da die Vertretung des l. 
Wahlkörpers durch Abgänge derart gemindert worden war, daß die 
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Zahl der von demſelben gewählten Ausſchußmänner auch durch die 
Einberufung der Erſatzmänner nicht ergänzt werden konnte, von dieſem 
Wahlkörper im Sinne des § 22 der Gemeindeordnung am 13. Fe- 
bruar 1875 eine Ergänzungswahl vorgenommen und hiernach von 
dem ergänzten Ausſchuſſe am 22. Februar 1875 der Oberlehrer Joſef 
Sch. an Stelle des mit Tod abgegangenen zweiten Gemeinderathes 
in den Gemeindevorſtand gewählt. 

Dieſe Wahl hat die Landesregierung im Gegenſatze zur An— 
ſchauung der Bezirkshauptmannſchaft T. auf Grund der auch von 
dem Landesausſchuſſe getheilten Anſicht, daß der Lehrer nur gemäß 
§ 36 Abſ. 2 der Gemeinde-Wahlordnung für das Land Salzburg 
von der Wahl in den Gemeindevorſtand ausgenommen iſt, beanſtändet 
und der Bezirkshauptmannſchaft T. unterm 15. März 1875 die Wei⸗ 
ſung ertheilt, bezüglich dieſer Wahl in analoger (2) Anwendung des 
§ 31 der Gemeindewahlordnung das Amt zu handeln. 

In Folge d ſſen wurde von der Bezirkshauptmaunſchaft T. 
unterm 20. März 1875 die gedachte Wahl des Joſef Sch. außer 
Kraft gefept und die Gemeindevorſtehung T. angewieſen, eheſtens die 
Neuwahl eines zweiten Gemeinderathes vorzunehmen. 

Gegen dieſe Verfügung überreichte die Gemeindevorſtehung T. 
auf Grund des Gemeinde-Ausſchuß-Sitzungsbeſchlußes vom 31. März 
1875 den Recurs an die Landesregierung mit der Bitte, dieſe Ein— 
gabe, falls derſelben nicht willfahrt werden ſollte, als weitere Be⸗ 
rufung an das Miniſterium des Innern gelangen zu laſſen. 

Das Miniftertum des Innern hat nach gepflogener Rückſprache 
mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht unterm 20. Novem⸗ 
ber 1875, Z. 15.429 dem Recurſe der Gemeinde Folge gegeben und 
die Wahl des Oberlehrers Joſef Sch. zum Gemeinderathe wieder in 
Kraft geſetzt. 

„Denn (beißt es in der Entſcheidung) die recurrirte Verfügung 
beruht auf der Annahme, daß die Lehrer an den Volksſchulen nach 
der heutigen Schulgeſetzzebung als Landes- oder öffentliche Fonds— 
beamte anzuſehen und als ſolche nach $ 36 Punkt 2 der Gemeinde— 
Wahlordnung in den Gemeindevorſtand nicht wähibar ſeien. 

Dieſer Anſicht kann jedoch nicht beigepflichtet werden. Denn an 
der Dienſteigenſchaft der öffentlichen Volksſchullehrer hat die neue 
Volksſchulgeſezgebung im Weſen nichts geändert Der § 48 des 
Reichs⸗Volksſchulgeſetzes vom 14. Mat 1869, R. G. Bl. Nr. 62 
erklärt den Dienſt an öffentlichen Volksſchulen als ein öffentliches 
Amt, ohne dieſe öffentlichen Functionäre der Kategorie der Staats-, 
Landes. oder Gemeindebeamt n einzureihen. Diesbezuͤglich haben auch 
die Landesſchulgeſetze, welche die Rechtsverhältniſſe der Lehrer näher 
regeln, keine beſonderen Beſtimmungen getroffen. 

Die Bezüge der Lehrer werden in den verſchiedenen Kronlän— 
dern je nach den von den Landtagen beſchloſſenen Geſetzen theils von 
den Einzelgemeinden, theils aus beſonders gebildeten Bezirks- oder 
Landesſchulfonden beſtritten und laſſen ſich hieraus Folgerungen auf 
eine beſtimmte Beamteneigenſch ift der Volksſchullehrer umſoweniger 
ableiten, als dieſe Eigenſchaft eben eine verſchiedene fein müßte, wäh: 
rend die Gemeindeordnungen der einzelnen Kronländer auf einer ge— 
meinfamen Grundlage beruhen. Der Behandlung der Volksſchullehrer 
als Landesbeamte ſteht insbeſondere entgegen, daß deren Ernennung 
nicht vom Landtage oder Landesausſchuſſe, ſondern gemäß § 50 des 
Reichsgeſetzes vom 14. Mai 1869, Nr. 62, von der Landesſchulbe— 
hörde erfolgt, und daß ſie auch in diseiplinärer Beziehung nicht dem 
Landesausſchuſſe unterſtehen. 

Der Umſtand, daß nach § 37 des ſalzburg'ſchen Landesgeſetzes 
vom 10. Jänner 1870, Nr. 11 L. G. Bl., die Errichtung und Er— 
haltung der Volksſchulen als eine Landesangelegenheit erklärt wurde 
und daß die Bezüge dis Lehrperſonales aus dem dortigen Landes— 
ſchulfonde fließen, macht die Volksſchullehrer noch nicht zu Landes: 
oder öffentlichen Fondsbeamten. 

Die öffentlichen Volksſchullehrer müſſen vielmehr als Functionäre 
einer beſonderen Kategorie augeſehen werden, wie ſolche auch in den 
verſchiedenen Gemeindeordnungen (in Salzburg §§ 20 und 75 der 
Gemeindeordnung und § 1 der Gemeinde-Wahlordnung) neben den 
Staats- Landes- und Fondsbeamten erwähnt werden. 

Das Miniſterium des Innern findet daher die recurrirte Ver— 
fügung als im Geſetze nicht begründet außer Kraft zu ſetzen.“ Pl. 


Der von dem k. k. Minifterium des Innern verwaltete Stadter⸗ 
weiterungsfond ift als ein Zweig des Nerars anzuſehen und haben 
demnach auf Executionen der Forderungen Dritter an dieſen Fond 
die Beſtimmungen der Hfd. vom 13. Mai 1814, Nr. 1086 und 
15. Februar 1815, Nr. 1132 J. G. S. Anwendung zu finden. 


Ueber Anſuchen der A. bewilligte das k. k. Landesgericht Wien 
auf Grund des Zahlungsauftrages vom 27. April 1875, 3. 31012 
die executive Einantwortung und Erfolglaſſung der Forderung des 
B, welche derſelbe für die von ihm zur Votivkirche gelieferten 
Bildhauerarbeiten an den Stadterweiterungsfond zu ſtellen hat, nach 
Maßgabe der Forderung der A. gegen B. per 4000 fl. ſammt 
Nebengebühren. Dieſer Executionsact wurde durch Zuſtellung von 


Rathſchlägen des Bewilligungsbeſcheides an das k. k. Miniſterium 
des Innern und an die Verwaltung des Stadterweiterungsfondes 
vollzogen. 


Gegen dieſen Beſcheid brachte die k. k. nied. öſterr Finanz⸗ 
procuratur in Vertretung des k. k. Stadterweiterungsfondes den 
Recurs ein, in welchem ſich auf die Hofdeerete vom 13. Mai 1814 
und 15. Februar 1815, Nr. 1086 und 1132 R. G. Bl berufen 
wird, laut welchen die Erwirkung einer gerichtlichen Execution auf 
die in Gemäßheit eines mit dem Aerar abgeſchloſſenen Lieferungs⸗ 
oder ähnlichen Vertrages dem anderen Contraheuten zu leiſtenden 
Vorſchüſſe oder Ratenzahlungen unbedingt unzuläſſig und nur geſtattet 
iſt, noch vor erfülltem Vertrage ein Verbot oder eine Pfändung auf 
denjenigen Betrag anzuſuchen und zu bewilligen, der dem Gontra- 
henten nach gepflogener Liquidation noch als Guthaben gebühren 
konnte. 

Das k. k. öſterr. Oberlandesgericht gab dieſem Recurſe ftatt 
und änderte in Erwägung, daß der Stadterweiterungsfond ein Zweig 
des k. k. Aerars iſt und daß nach den Hofdecreten vom 13. Mai 
1814, 3. 1086 und vom 15. Februar 1815, 3. 1132 J. G. S 
eine Execution auf die dem Schuldner aus den mit dem k. k. Aerar 
abgeſchloſſenen Verträgen zuſtehenden Forderungen nur in ſo weit 
zuläſſig iſt, als dem Gläubiger geſtattet iſt, noch vor erfülltem Con⸗ 
tracte ein Verbot oder eine Pfändung auf denjenigen Betrag anzu⸗ 
ſuchen, der dem Contrahenten nach gepflogener Liquidation als Gut- 
haben noch gebühren könnte, den angefochtenen Beſcheid dahin ab, 
daß der A. nur die executive Pfändung, reſp. Einantwortung nach 
Maßgabe ihrer Forderung auf jenen Betrag bewilligt werde, welchen 
B. nach Erfüllung des mit dem k. k. Stadterweiterungsfonde abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrages und nach geſchloſſener Liquidation noch als Reſt⸗ 
guthaben an den k. k. Stadterweiterungsfond zu fordern haben wird. 
— Im Reviſionsrecurfe wurde von der A. die Legitimation der k. k. 
n. ö. Finanzprocuratur zur Erhebung des Recurſes beſtritten weil 
der Stadterweiterungsfond, wenn auch unter der Verwaltung des 
Miniſteriums des Innern ſtehend, doch als ein Zweig des k. k. 
Aerars nicht angeſehen werden konne, vielmehr ein ſelbſtſtändiger, 
aus beſtimmten Zuflüffen gebildeter und zu beſtimmten Zwecken ge 
widmeter Fond ſei, auf den die Beſtimmungen der eitirten Hofde⸗ 
crete eben ſo wenig, als z. B. auf die verſchiedenen Stiftungscapita⸗ 
lien, welche von der k. k. Statthalterei verwaltet werden, Anwendung 
finden können. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung vom 
27. October 1875, 3. 11.845 dieſen Reviſionsrecurs abgewieſen und 
die obergerichtliche Entſcheidung in der Erwägung beſtätigt, daß, wie 
auch die Recurrentin anerkennt, der k. k. Stadterweiterungsfond von 
dem k. k. Miniſterium des Innern, demnach von einer Staatsbehörde 
verwaltet wird, alſo einen Zweig des Aerars bildet, die Bewilligung 


der Einantwortung der Forderung des Executen nur mit der in den 


obergerichtlich eitirten Geſetzen enthaltenen Beſchränkung erfolgen konnte 


und über die Beſchwerde der k. k. n. 5. Fin napsgguratur von Amts 
wegen verfügt werden mußte. ei a . Ger. Ztg. 
" — * 


Literatur. FW 


a ** | 
Dritte Folge der Sammlung von Eutfcheidungen zum Handels 


Geſetzbuche, herausgegeben von Dr. Leopold Adler und Dr. Robert Clemens 
— im Verlage der G. J. Manz'ſchen Buchhandlung. 

Durch den in ſchöner Ausſtattung vorliegenden, 35 Druckbogen ſtarken 
dritten Band iſt die in Juriſtenkreiſen vortheilhaft bekannte Sammlung handels⸗ 


Druck 1. Wiener Zeitung. 
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rechtlicher Entſcheidungen bis zur oberſtgerichtlichen Judicatur des laufenden Jahres 
fortgefegt und mit der ſtattlichen Anzahl von 521 Fällen, ſowie mit ſehr ſorgfältig 
gearbeiteten Geſammtregiſtern vorläufig abgeſchloſſen. 

Schon der Einblick in das vortreff iche ſyſtematiſche Sachregiſter zeigt die 
reiche Fülle vorerſt in der Geſetzebanwendung aufgetretener Geſichtspunkte und ver⸗ 
ſchafft die Ueberzeugung, daß gut gearbeitete Judicatenſammlungen der Theorie und 
Praxis unbedingt mehr Nutzen bringen, als jene Commentare, welche, der Publication 
des zu erläuternden Beſeßes auf der Ferſe folgend, ſich mit einer Paraphraſe der Ge⸗ 


ſetzesnormen und Excerpten aus den Geſetzesmotiwen begnügen. 9.15 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Major Emil Freiherrn von Orezy taxfrei den 
Titel eines zweiten Stallmeiſters bei dem k. k. Oberſiſtallmeifterſtabe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberzollinfpector Carl Wolf anläßlich deſſen 
Penſionirung taxfrei den Titel eines Finanzrathes verlichen. 

Seine Majeſtät haben den Conſnlareleven Stanislaus von Wyſocki 
zum Viceconſul ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Errichtung eines k. und k. Conſulates in Leon 
(Stepublit Nicaragua) genehmigt und den Handelsmann Ludwig Eme guel De: 
gener zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Giuſeppe 
Molfetta zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Oberpoſtcommiſſären der Poſtdirection für 
Wien und Umgebung Alois Siegmeth und Johann Matzke das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Minifterium für Cultus 
und Unterricht Dr. Benno Ritter von David das Ritterkreuz des Fran ⸗Joſef⸗ 
Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialconcipiſten im Miniſterium für 
Cultus und Unterricht, Clemens Ritter v. D rozdowski und Armand Frei⸗ 
herrn v. Dumreicher den Titel und Charakter von Miniſterialſecretären 
taxfrei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Auton Sch ra n z 
zum Finanzrathe für den Bereich der Fin anz-Landes⸗Dlrection in Innsbruck 
ernannt. 

Der Finanzmin'ſter hat den Finanzeommiſſär Ferdinand Jarſch zum 
Finanz Obercommiſſär für den Bereich der Finanz⸗Landes⸗Direction in Prag 
ernanm. 

Der Handeleminiſter hat den Poſtſecretär Joſef Fiſcher in Graz zum 
Oberpoſtcommiſſär in Prag ernannt. 

Der Hantelsminifter hat den Poſtſecretär Robert Lang zum Poſtrathe 
und den Oberroßcontrolor Franz Blazek zum Poſtſecretär in Wien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Bergcommiſſär Heinrich Wah ter in 
Krakau zum Rer erbergbeamten in Lemberg ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Stiftlinge der k. und k. orientaliſchen 
Akademie Carl Oliva, Heinrich Müller, Gilbert Grafen Hohenwart und Victor 
v. Stein bach zu Conjulareleven ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den geweſenen Hilfegeologen der 
k. k. geolog. Reichsaunalt Dr. Emil Tietze zum Adjuncten dieſer Anſtalt ernan nt. 

Der Finanzminiſter hat den Adjuncten der nied.»djt rr. Finanzprocura tur 
Dr. Franz Mühlberger zum Secretär ernannt. 


Panunzio in 


Erledigungen. 
Baurathsſtelle im lüſtenländiſchen Staatebaudienſte mit der 
Rangsclaſſe, bis 10. Jänner 1876. (Amtsbl. Nr. 20g.) 
Statthaltereiſecretärsftelle bei der küſtenländ. Statthafterei mit den Bezügen 
der achten Rangsclaſſe. (Amtsbl Nr. 288.) 


ſiebenten 


(Stadt, 
den Ver⸗ 


In Commiſſion bei der k.k. Hof⸗ un) Staatsdruckerei in Wien 
Singerſtraße Nr. 26) iſt Mitte December 18 75 erſchienen und durch 
lag derſelben, ſowie durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Niederöſterreichiſcher 


Amts-Malender 


für das Jahr 1876. 
XI. Jahrgang. 
Mit Benützung amtlicher Quellen zuſammengeſtellt. 


Groß⸗Octav. Steif geb. in Leinwandrücken 42 Bogen. — Laden⸗ 
preis 2 fl. 


Da der n. 5. Autskalender außer dem in größter Vollſtändigkeit behandelten Verfaſſungs⸗ 
und Verwaltungsorganismus Niederöſterreichs den gefammten Perſonalſtand des Allerhöchſten Hof 
ſtaates, der Reichs⸗Centralſtellen, des Reichsrathes und Bes Centralſtellen für die im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreiche und Lander, ferner Ueberſichten der Landesvertretungen und ſämmtlicher Behorden 
in dieſen Läudern (mit namentlicher Angabe der Vorſtande), des geſammten Verfaſſungs⸗ und Ver⸗ 
waltungsorganismus in den Ländern der ungariſchen Krone und der oberſten kirchlichen Behörden der 
oſterr.⸗ungar. Monarchie enthalt, wird derſelbe, abyejehen von den beigegebenen geſchäftlicheu Notizen, 
worunter ſich eine umfaſſende Darſtellung des metriſchen Maß⸗ und Gewichtsſpſtems mit mehr als 
100 Umwandlungs tabellen, die neueſten Tabakverſchleiß⸗ Verzehrungsſteuer⸗, Steuipel⸗ Poſt⸗ und 
Zelegraphentarife (mit Berzetchrig ſammtlicher oſterr.⸗ung. Telegraphenſtationen), Münzvergleichungs⸗ 
Intereſſen, Gehalt: und Lohnberechnungstabellen, voliſtandige Verloſungsplaäne der Lottoanlehen 
befinden, ein allgemein willkommenes Hilfs. und Nachſchlagebuch fein, für deſſen Brauchbarkeit ſchon 
der Umſtand ſpricht, daß von dem letzten Jahrgange mehr als 9.000 Exemplare 
A bſatzZ fanden. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


